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SITZUNGSVORLAGE Nr.|]16-V-21-0005

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) VI

Anderung Hundesteuersatzung
Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nichterforderlich ® erforderlich C
Kammerei reine Personalvorlage T | = s.unten @®
Rechtsamt nichterforderlich ® erforderlich C
Umweltamt: Umweltpriifung nichterforderlich ® erforderlich C
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nichterforderlich @ erforderlich -
- der HGO nichterforderlich @ erforderlich -
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich ® erforderlich -
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich @ erforderlich -
Sonstige: nichterforderlich ® erforderlich C
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nichterforderlich @ erforderlich -
Kommission nichterforderlich @ erforderlich -
Auslanderbeirat nichterforderlich @ erforderlich -
b) | Seniorenbeirat nichterforderlich @ erforderlich -
Magistrat Tagesordnung A @ Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
iha;dst(\:/:lrjgrsdnetenversammlung nicht erforderlich erforderlich O
Eingangsstempel Amt 16 offentlich - nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Dr. Franz
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Klarstellende Erganzung der Befreiungsregelung gemaf § 8 Abs. 1 der Hundesteuersatzung
(Begleithundeprifung): Das wiederholte Ablegen der Priifung fuhrt zur wiederholten halftigen
Befreiung von der Hundesteuer. Die gegenwartige Verwaltungsauslegung soll kodifiziert werden.

Anlagen:

Satzung zur Anderung der Satzung tiber die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der
Landeshauptstadt Wiesbaden (Hundesteuersatzung)

C Beschlussvorschlag:

Der in der Anlage beigefiigte Entwurf einer Satzung zur Anderung der ,,Satzung uber die
Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Landeshauptstadt Wiesbaden
(Hundesteuersatzung)“ wird als Satzung beschlossen.

D _Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Ein fortgesetztes Training ist erforderlich damit ein Hund das zur Ablegung der Begleithundeprifung
erlernte Verhalten nicht wieder verlernt. Der Nachweis, dass der Hund den Anspriichen, die an
einen Begleithund gestellt werden, weiterhin geniigt, kann durch erneutes Ablegen der Prifung
nachgewiesen werden. Dieses wiederholte Engagement des Hundehalters wird bereits durch das
Kassen- und Steueramt in Ubereinstimmung mit dem Wortlaut der Satzung derart gewurdigt, dass
die SteuerermaRigung nicht nur bei der erstmaligen Ablegung der Priifung, sondern nach jedem
Bestehen der Prufung fur die auf das Jahr der Prifung folgenden zwei Jahre gewahrt wird. Eine
Kumulation der Ermafigungen, etwa bei erneutem Ablegen der Begleithundeprifung bereits im
ersten Jahr des Ermafigungszeitraums, wird dabei nicht anerkannt.

Nach Erlass der Satzung bestand die Zweifelsfrage, ob das erneute Ablegen der Begleithunde-
prifung Uberhaupt noch einen Lernfortschritt bzw. eine Wissensvertiefung mit sich bringt. Das
Einholen sachverstandigen Rates bestatigte die Auffassung, dass das erlernte Verhalten regel-
mafig trainiert werden muss, um nicht verloren zu gehen. Das wiederholte Ablegen der Begleit-
hundepriufung oder einer héherwertigen Prifung sollte daher mit einer erneuten Steuerermafligung
gewurdigt werden, um das Ziel einer sozial vertraglichen Hundehaltung zu erreichen.

Zur Klarstellung und Bestatigung der gegenwartigen Verwaltungsauslegung des § 8 Abs. 1
Hundesteuersatzung soll dieser deswegen um die aus der Anlage ersichtlichen entsprechenden
Passage erganzt werden.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berucksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Eine gesonderte Stellungnahme des Rechtsamtes ist vorliegend nicht erforderlich, da die
Anmerkungen des Rechtsamts bereits in die Sitzungsvorlage eingearbeitet wurden.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 24 . November 2016

Dr. Franz
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

